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Fristen und Termine

Steuerzahlungstermine im September:


   Fälligkeit
Ende der Schonfrist bei Zahlung durch


 
Überweisung (Wert-
Scheck/bar 


stellung beim Finanzamt)

Lohn- /Kirchensteuer
10.09.
13.09.
keine Schonfrist

Umsatzsteuer
10.09.
13.09.
keine Schonfrist

Einkommen-/Kirchensteuer
10.09.
13.09.
keine Schonfrist

Körperschaftsteuer
10.09.
13.09.
keine Schonfrist

Hinweis:

Zahlungen per Scheck gelten ab dem 1.1.2007 erst am 3. Tag nach dessen Eingang beim Finanzamt als geleistet. Bitte achten Sie daher auf eine rechtzeitige Übergabe oder Einsendung, um Säumniszuschläge zu vermeiden.  

Zahlungstermin für Sozialversicherungsbeiträge: 


   Fälligkeit


für den Monat September
26.09.

Hinweis: 

Seit 2006 sind die Beiträge zur Sozialversicherung am Ende des Monats zu zahlen, in dem die Arbeit geleistet wird. Der zu zahlende Betrag für den laufenden Monat kann in Höhe des Betrages des Vormonats geschätzt werden.

1. Unternehmensteuerreform 2008 tritt in Kraft

Der Bundesrat hat am 6.7.2007 dem Unternehmensteuerreformgesetz 2008 zugestimmt. Damit hat die Große Koalition eines ihrer wesentlichen Reformvorhaben umgesetzt. Das Gesetz wird demnächst im Bundesgesetzblatt verkündet werden und kann damit planmäßig zum 1.1.2008 in Kraft treten. Die folgende Übersicht gibt einen Überblick über die wesentlichsten Änderungen:

	Änderungen für Kapitalgesellschaften

	Körperschaft-steuersatz


	GmbHs und andere Körperschaften profitieren ab 2008 von der Senkung des Körperschaftsteuersatzes von 25 auf 15 %.

Wichtig: Ob sich tatsächlich eine steuerliche Entlastung ergibt, kann im Einzelfall sehr unterschiedlich ausfallen. Schließlich wurden auch eine Reihe von Gegenfinanzierungsmaßnahmen beschlossen, die steuererhöhend wirken. Lassen Sie sich von uns beraten!

	Mantelkauf
	Die Vorschriften zum Verlustabzug werden verschärft: künftig kann bereits ab einer Anteils- bzw. Stimmrechtsübertragung von mehr als 25 % innerhalb von 5 Jahren ein noch nicht genutzter Verlustvortrag nur noch anteilig abgezogen werden. Werden mehr als 50 % der Anteile oder Stimmrechte übertragen, geht der Verlustvortrag vollständig verloren. Bei Erbfällen oder Erbauseinandersetzungen soll diese Regel nicht gelten, wohl aber bei der vorweggenommenen Erbfolge. 

	Vorauszahlungen
	Wer auf eine Herabsetzung der Körperschaftsteuer-Vorauszahlungen im Jahr 2008 hofft, etwa weil der Körperschaftsteuersatz gesenkt wird, kann dies nur per amtlichen Vordruck beantragen. Der Gesetzgeber will dadurch sicher stellen, dass bei den Vorauszahlungen nicht nur die positiven sondern auch die steuererhöhenden Wirkungen berücksichtigt werden. 

	Wertpapierleihe
	Die Gestaltungsmöglichkeiten bei der sog. Wertpapierleihe werden bereits ab 2007 eingedämmt. 

	Besteuerung beim Gesellschafter
	Gewinnausschüttungen unterliegen ab 2009 der Abgeltungssteuer von 25 %. Wird die Beteiligung im Betriebsvermögen einer Personengesellschaft gehalten, sind die Ausschüttungen zu 60 % steuerpflichtig. Gehört die Beteiligung einer anderen Kapitalgesellschaft, bleibt es bei der bisherigen Steuerfreiheit der Ausschüttung. 

Das jetzt noch geltende Halbeinkünfteverfahren gilt noch für alle im Jahr 2008 erfolgten Ausschüttungen.


	Änderungen für Einzelunternehmen und Personengesellschaften

	Thesaurierungs-begünstigung


	Nicht entnommene laufende Gewinne können auf Antrag mit dem ermäßigten Steuersatz von 28,25 % zzgl. Soli-Zuschlag besteuert werden. Der begünstigungsfähige Gewinn wird ermittelt, indem zunächst der Gewinn anhand einer Bilanz festgestellt wird und mit dem positiven Saldo von Entnahmen und Einlagen des Wirtschaftsjahres saldiert wird. 

Wenn der ermäßigt besteuerte Gewinn später entnommen wird, ist eine Nachsteuer von 25 % fällig. Das ist dann der Fall, wenn der positive Saldo von Entnahmen und Einlagen den Gewinn übersteigt. Daneben gibt es noch folgende weitere Fälle, die eine Nachsteuer auslösen können: 

· bei der Übertragung von Wirtschaftsgütern innerhalb von Mitunternehmerschaften bzw. des Betriebsvermögens eines (Mit-)Unternehmers,

· beim Formwechsel in eine Kapitalgesellschaft,

· beim Wechsel der Gewinnermittlungsart,

· auf Antrag,

· bei Betriebsveräußerung oder –aufgabe oder

· bei Einbringung in eine Kapitalgesellschaft.

Bei den letzten beiden Fällen ist eine zinslose Stundung der Nachsteuer über 10 Jahre möglich.

Hinweis: Für viele Einzelunternehmen und Personengesellschaften lohnt sich die Thesaurierungsbegünstigung nicht. Dies hängt nämlich davon ab, ob sich der individuelle Steuersatz des Unternehmers bzw. Gesellschafters oberhalb des ermäßigten Steuertarifs befindet und wie das Entnahmeverhalten in den nächsten Jahren aussehen soll. Lassen Sie sich bereits im Vorfeld von uns eingehend beraten!

Ermäßigt besteuerte Gewinne stehen nicht zum Verlustausgleich bzw. –abzug zur Verfügung.

Die Thesaurierungsbegünstigung können Einzelunternehmer nutzen. Sie steht aber auch Mitunternehmern zur Verfügung, wenn ihre Gewinnbeteiligung mehr als 10 % beträgt oder der Gewinnanteil über 10.000 € liegt. 

Der Antrag auf ermäßigte Besteuerung kann bis zur Unanfechtbarkeit des Steuerbescheides des Folgejahres ganz oder teilweise zurück genommen werden. Für jeden Betrieb bzw. jede Beteiligung sowie für jeden Veranlagungszeitraum ist der Antrag gesondert zu stellen. 

Die seit 2006 geltende Regelung, Gewinneinkünfte bei der sog. „Reichensteuer“ zu verschonen, entfällt ab 2008.

	Vorauszahlungen
	Einkommensteuer-Vorauszahlungen können nicht wegen der Thesaurierungsbegünstigung herabgesetzt werden.


	Förderung kleiner und mittlerer Unternehmen

	Allgemeine Änderungen des § 7g EStG


	Kleine und mittlere Unternehmen wurden bisher durch die hier geregelten Anspar- und Sonderabschreibungen gefördert. Künftig wird die Ansparabschreibung durch den sog. Investitionsabzugsbetrag ersetzt. Förderfähig sind:

· bilanzierende Gewerbetreibende oder Selbständige mit einem Betriebsvermögen von maximal 235.000 €,

· Land- und Forstwirte mit einem Wirtschaftswert/Ersatzwirtschaftswert von bis zu 125.000 € und 

· Einnahme-Überschussrechner mit einem Gewinn – vor Investitionsabzugsbetrag – von höchstens 100.000 €.

Existenzgründer werden demnächst nicht mehr gesondert gefördert.

Neu ist, dass nicht nur bewegliche neue sondern auch gebrauchte Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens gefördert werden.

Die Neuregelungen zum Investitionsabzug gelten bereits für Wirtschaftsjahre, die nach Verkündung des Gesetzes enden. Bei kalendergleichem Wirtschaftsjahr betrifft das bereits das Jahr 2007. Die Änderungen zur Sonderabschreibung gelten erst für Wirtschaftsgüter, die nach dem 31.12.2007 angeschafft oder hergestellt werden. 

	Investitionsabzugs-betrag
	Bis zu 40 % der voraussichtlichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten können als Investitionsabzugsbetrag außerbilanziell abgezogen werden. Der Investitionszeitraum beträgt 3 Jahre. Künftig reicht es aus, wenn dem Finanzamt Unterlagen eingereicht werden, in denen die anzuschaffenden Wirtschaftsgüter ihrer Funktion nach benannt werden und die voraussichtlichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten beziffert werden. Weitere Angaben müssen nicht mehr gemacht werden.

Pro Betrieb sind maximal 200.000 € an Investitionsabzugsbetrag möglich.

Wenn die Investition durchgeführt wird, sind in diesem Wirtschaftsjahr 40 % der tatsächlichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten dem Gewinn hinzuzurechnen. Gleichzeitig kann aber die Afa-Bemessungsgrundlage dieses Wirtschaftsgutes um diesen Betrag gewinnmindernd gekürzt werden.

Sollte die Investition nicht oder nur teilweise realisiert werden, muss der Investitionsabzugsbetrag im Jahr seiner Bildung wieder rückgängig gemacht werden. Dazu wird der entsprechende Steuerbescheid rückwirkend geändert. Die entsprechenden Mehrsteuern müssen verzinst werden. Korrespondierend dazu entfällt der bisherige Gewinnzuschlag.

Weitere Voraussetzung für den Erhalt des Investionsabzugsbetrags ist, dass das Wirtschaftsgut zu mindestens 90 % für betriebliche Zwecke im Inland genutzt wird. Das gilt für das Jahr der Investition und das folgende Wirtschaftsjahr. Andernfalls droht auch hier die rückwirkende Streichung des Abzugsbetrags. 

	Sonderabschreibung
	Auf abnutzbare bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens darf bei Anschaffung oder Herstellung eine Sonderabschreibung von 20 % vorgenommen werden. Wie bisher kann der Betrag auf 5 Jahre verteilt werden. Voraussetzung ist, dass das Unternehmen die neuen Größenmerkmale am Ende des vorangegangenen Wirtschaftsjahres erfüllt hat und das Wirtschaftsgut nicht zu weniger als 90 % betrieblich im Inland genutzt wird. 


	Änderungen bei der Gewerbesteuer

	Gewerbesteuer-messzahl
	Die bisherige Steuermesszahl von 5 % wird auf 3,5 % gesenkt. Das gilt für alle Betriebe und bedeutet, dass der Staffeltarif für Personengesellschaften und Einzelunternehmen abgeschafft wird. Der für diese Unternehmen geltende Freibetrag von 24.500 € gilt aber noch weiter. 

	Betriebsausgaben-abzug
	Künftig ist die Gewerbesteuer einschließlich der auf sie entfallenden Nebenleistungen nicht mehr als Betriebsausgabe abzugsfähig. Somit muss demnächst auch bei der Einkommen- oder Körperschaftsteuer ein entsprechend höherer Gewinn versteuert werden.  

	Hinzurechnungsvorschriften
	Für Zinsen, Renten, Miet- und Pachtzinsen etc. gibt es eine neue Hinzurechnungsvorschrift. Dafür ist zunächst die Summe der folgenden Aufwendungen zu berechnen:

· sämtliche Entgelte (Zinsen) für Schulden aller Art,

· 20 % der Miet- und Pachtzahlungen für bewegliche Wirtschaftsgüter einschließlich Leasingraten,

· 75 % der Miet-, Pacht- und Leasingzahlungen für unbewegliche Wirtschaftsgüter,

· Ertragsanteile aus Renten und dauernden Lasten,

· Gewinnanteile eines stillen Gesellschafters,

· 25 % der Aufwendungen für die zeitlich befristete Überlassung von Rechten.

Von dieser Summe sind 25 % nach Abzug eines Freibetrags von 100.000 € dem Gewerbeertrag hinzuzurechnen.

	Kürzung bei Gewinn-ausschüttungen
	Eine Kürzung um Gewinnausschüttungen ist künftig ab einer Beteiligungsgrenze von 15 % (früher: 10 %) möglich.

	Vorauszahlungen
	Wie bei der Körperschaftsteuer ist eine Anpassung der Vorauszahlungen nur per Antrag auf amtlichen Vordruck möglich.

	Anrechnung auf die Einkommensteuer
	Der Anrechnungsfaktor wird von 1,8 auf das 3,8-fache des Gewerbesteuermessbetrags angehoben. Die Steuerermäßigung wird aber auf die tatsächlich zu zahlende Gewerbesteuer eingeschränkt.


	Abgeltungssteuer

	Anwendungsbereich
	Ab 2009 wird für Privatanleger eine 25 %-ige Abgeltungssteuer zzgl. Soli-Zuschlag und Kirchensteuer auf alle Kapitalerträge eingeführt. Steuerpflichtig sind dann nicht nur Zinsen, Dividenden und Wertzuwächse aus Finanzinnovationen sondern auch Veräußerungsgewinne aus Wertpapieren unabhängig von der Haltedauer. Der Abgeltungssteuer unterliegen auch die folgenden Kapitalerträge:

· Veräußerung von Anteilen an einer vermögensverwaltenden Personengesellschaft, insoweit als die Gesellschaft Wirtschaftsgüter hält, die isoliert betrachtet der Abgeltungssteuer unterliegen,

· Stillhalterprämien aus Optionsgeschäften,

· Gewinne aus Termingeschäften,

· Wertzuwächse aus Abtretung von Forderungen aus stillen Beteiligungen sowie der Vereinnahmung des entsprechenden Auseinandersetzungsguthabens,

· Bagatellzinsen (Sichteinlagen mit Zinssatz unter 1 % oder Zinsen von weniger als 10 €),

· teilweise die Leistungen aus Lebensversicherungen, wenn der Vertrag nach dem 31.12.2004 abgeschlossen wurde sowie

· Veräußerung eines GmbH-Anteils bei weniger als 1 % Beteiligungshöhe.

Die Abgeltungssteuer gilt erstmals für Zinsen und Dividenden, die nach dem 31.12.2008 zufließen. Veräußerungsgewinne aus Wertpapieren unterliegen dann der Abgeltungssteuer, wenn sie nach dem 31.12.2008 erworben wurden. Für Wertpapiere, die bereits vor diesem Zeitpunkt angeschafft wurden, gilt die bisherige Rechtslage weiter, d.h. nach einer einjährigen Haltefrist ist eine steuerfreie Veräußerung möglich.

	Bemessungs-grundlage
	Der steuerpflichtige Veräußerungsgewinn ist der Unterschied zwischen Anschaffungskosten und Veräußerungserlös, wobei bei girosammelverwahrten Wertpapieren das Fifo-Verfahren zur Anwendung kommt. Transaktionskosten werden bei der Gewinnermittlung nicht berücksichtigt, ebenso bleiben andere Werbungskosten, wie etwa Fremdkapitalzinsen sowie Depot- und Beratungsgebühren, außer Ansatz. Diese werden künftig durch einen einheitlichen Sparer-Pauschbetrag von 801 € bzw. 1.602 € bei Verheirateten abgegolten. 

	Verlustverrechnungs-beschränkung 
	Da künftig für Einkünfte aus Kapitalvermögen ein besonderer Steuersatz gilt, stehen Verluste aus Kapitalvermögen weder zum Verlustausgleich noch zum Verlustabzug mit anderen Einkunftsarten zur Verfügung. 

Altverluste aus privaten Veräußerungsgeschäften mit Wertpapieren, die bis zum Veranlagungszeitraum 2008 entstanden sind, können noch bis zum Jahr 2013 mit Veräußerungsgewinnen aus Kapitalanlagen verrechnet werden, nicht jedoch mit anderen Kapitalerträgen wie Zinsen oder Dividenden.

	Veranlagungsoption
	Sollte der persönliche Steuersatz des Anlegers unter 25 % liegen, kann sich eine individuelle Veranlagung lohnen (Veranlagungsoption). Der Werbungskostenabzug ist aber auch hier ausgeschlossen.

	Sonstiges
	Bei den verbleibenden privaten Veräußerungsgeschäften, die nicht der Abgeltungssteuer unterliegen, wie z.B. der Verkauf eines Grundstücks vor Ablauf der Spekulationsfrist, wird die Freigrenze auf 600 € angehoben.


	Weitere Änderungen

	Degressive Abschreibung
	Die degressive Abschreibung entfällt für alle Wirtschaftsgüter, die nach dem 31.12.2007 angeschafft oder hergestellt werden.

	Geringwertige Wirtschaftsgüter
	Bei den Gewinneinkunftsarten müssen ab 2008 Wirtschaftsgüter, deren Anschaffungs- oder Herstellungskosten bzw. Einlagewert 150 € nicht überschreitet, sofort abgeschrieben werden. Bis zu einer Grenze von 1.000 € muss ein Sammelposten gebildet werden, der über 5 Jahre hinweg gleichmäßig aufzulösen ist. Ob einzelne Wirtschaftsgüter aus dem Betriebsvermögen während dieses Zeitraums ausscheiden, spielt keine Rolle. Besondere Aufzeichnungspflichten entfallen. 

Den Überschusseinkunftsarten steht die alte Regelung zu den geringwertigen Wirtschaftsgütern zur Verfügung: bis zu einem Betrag von 410 € dürfen die jeweiligen Aufwendungen als Werbungskosten sofort abgezogen werden. 

	Zinsschranke
	Durch die sog. Zinsschranke sollen konzerninterne Steuergestaltungen wie etwa Gewinnverlagerungen in Niedrigsteuerländer eingedämmt werden. Die Zinsschranke findet keine Anwendung bei:

· Einzelunternehmen ohne Beteiligungen,

· Fällen der Betriebsaufspaltungen,

· negativem Zinssaldo von weniger als 1 Mio. €,

· Organkreisen und 

· Unternehmen, deren Eigenkapitalquote mindestens der des Konzerns entspricht (Escape-Klausel).

In allen anderen Fällen sind die Zinsaufwendungen zunächst in Höhe des Zinsertrags abziehbar. Darüber hinaus können Zinsen nur in Höhe von 30 % des um die Zinsaufwendungen, Abschreibungen und geringwertige Wirtschaftsgüter bis 150 € erhöhten und um die Zinserträge verminderten Gewinns abgezogen werden. Nicht abziehbare Zinsaufwendungen sind in folgende Wirtschaftsjahre vorzutragen.


Quelle: Unternehmensteuerreformgesetz 2008, Gesetzesbeschluss des Deutschen Bundestages vom 15. Juni 2007, www.bundesrat.de 

2. Kabinett beschließt Jahressteuergesetz 2008

Gerade ist die Unternehmenssteuerreform endgültig verabschiedet worden, liegt bereits ein neues Steuergesetz auf dem Tisch: Das Jahressteuergesetz 2008. Seit 1995 ist es üblich, Jahressteuergesetze zu erlassen, um all das, was steuerlich verändert oder nachgebessert werden muss, zu regeln. So auch in diesem Jahr. Mehr als 200 überwiegend kleine Einzeländerungen sind dort enthalten, allerdings auch folgende entscheidende Änderungen:

Elektronische Lohnsteuerkarte

Bis 2010 soll es eine Zentraldatei aller steuerpflichtigen Arbeitnehmer geben. Dann soll die bisherige Lohnsteuerkarte aus Papier-Karton durch ein elektronisches Verfahren abgelöst werden. Der Arbeitnehmer soll dem Arbeitgeber zu Beschäftigungsbeginn nur noch seine steuerliche „Identifikationsnummer“ und sein Geburtsdatum mitteilen. Die lebenslang geltende Steuernummer bekommen aber alle Staatsbürger zugeschickt. Nur autorisierte Arbeitgeber sollen die Steuernummer abrufen dürfen.

Steuerklassen

Für Ehepaare mit unterschiedlich hohem Arbeitnehmereinkommen, die in der Regel die Steuerklassen V und III wählen, soll ein neues Anteilsverfahren für die Lohnsteuer eingeführt werden. Bisher wirkte sich nämlich die Steuerklasse V aufgrund der hohen steuerlichen Belastung als Hemmschwelle für die Aufnahme einer Beschäftigung aus. Mit dem neuen Verfahren sollen Ehepartner ab 2009 die Möglichkeit erhalten, die Lohnsteuer anteilsmäßig zu verteilen. Wer z.B. 20 % des gemeinsamen Einkommens verdient, führt dann auch 20 % der gemeinsamen Lohnsteuer ab. Zu einer endgültigen Steuerersparnis bzw. Ausweitung oder Reduzierung des Splittingverfahrens bei Ehepartnern führt das neue Verfahren jedoch nicht. 

Einschränkung bei Vermögensübertragungen

Bisher kann ausreichend ertragbringendes Vermögen, z.B. Betriebe, Mietshäuser, gegen Versorgungsleistungen, z.B. eine Rente oder gegen Altenteilsleistungen übertragen werden. Der Übernehmer kann diese Zahlungen als Sonderausgaben abziehen, der Übergeber hat diese als Einkünfte zu versteuern. Diese Begünstigung soll in Zukunft nur noch bei der Übertragung von Betriebsvermögen möglich sein. 

Missbrauchsregelung

Den Gesetzgeber stört, dass bestimmte steuerliche Gestaltungen nur deshalb gewählt werden, um Steuern zu sparen. Die Finanzgerichte haben dieses Motiv der Steuerpflichtigen jedoch eindeutig anerkannt, wenn gewählte Rechtsbeziehungen vereinbart und entsprechend durchgeführt werden. Der Gesetzgeber will daher eine bestehende Missbrauchsvorschrift nun erweitern. Sofern das Finanzamt nachweist, dass die vom Steuerpflichtigen gewählte Gestaltung ungewöhnlich ist, muss dieser jetzt nachweisen, dass hierfür beachtliche außersteuerliche (z.B. wirtschaftliche oder persönliche) Gründe vorliegen. Gelingt dies nicht, wird die rechtlich zulässige Gestaltung nicht anerkannt. Diese neue teilweise Beweislastumkehr wurde sogar schon im Vergleich zum ursprünglichen Entwurf des Gesetzes entschärft. 

Körperschaftsteuerguthaben

Geplant ist eine pauschale Besteuerung von Körperschaftsteuerguthaben aus so genannten EK 02-Altbeständen mit 3 %, die bisher nur bei einer Ausschüttung steuerpflichtig nachbelastet wurden. 

Hinweis:

Das Jahresteuergesetz sieht über 200 Einzeländerungen vor. Diese können jedoch im parlamentarischen Verfahren weitere Änderungen erfahren. Wir halten Sie auf dem Laufenden. Die erste Lesung im Bundestag findet voraussichtlich am 21.9.2007 statt, die zweite und dritte Lesung u.U. am 30.11.2007. Das Gesetz wird weitgehend dann am Tag nach der Verkündung in Kraft treten.

Quelle: Jahressteuergesetz 2008, www.bundesfinanzministerium.de
3. Schuldzinsen nach Beteiligungsverkauf nicht absetzbar 

Nimmt ein Steuerpflichtiger ein Darlehen auf, um damit eine Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft zu erwerben, kann er die Darlehenszinsen nur so lange als Werbungskosten geltend machen, wie er die Beteiligung noch nicht verkauft hat. Nach Verkauf ist ein Werbungskostenabzug für die Darlehenszinsen nicht mehr möglich. Diesen Grundsatz hat der BFH in einem aktuellen Urteil bestätigt.

Ein Steuerpflichtiger war seit 1988 an einer kanadischen Limited mehrheitlich beteiligt. Den Anteilserwerb hatte er durch Bankkredit refinanziert. Außerdem war er Alleingesellschafter einer GmbH, deren Anteile sich in seinem steuerlichen Privatvermögen befanden. 1995 verkaufte er alle Anteile an der Limited zum Kaufpreis von 1 DM an seine GmbH. Der Veräußerungsverlust aus der wesentlichen Beteiligung an der Limited wurde bei ihm im Jahr 1995 berücksichtigt. Da er in den folgenden Jahren noch immer mit dem Kredit aus dem damaligen Beteiligungserwerb belastet war, wollte er in den Jahren 1996 bis 1999 in seiner Einkommensteuererklärung die Darlehenszinsen als Werbungskosten bei den Einkünften aus Kapitalvermögen geltend machen. Das Finanzamt strich ihm aber den begehrten Werbungskostenabzug. Dagegen klagte der Steuerpflichtige bis vor den BFH.

Der BFH hielt sich aber in seiner Entscheidung an die bisher dazu ergangene Rechtsprechung, wonach ein Abzug als nachträgliche Werbungskosten nicht möglich sei. Die Richter am BFH gingen davon aus, dass Finanzierungskosten einer im Privatvermögen gehaltenen GmbH-Beteiligung zwar als laufende Werbungskosten zu behandeln seien. Nach der Veräußerung der Beteiligung können Zinsen aus Refinanzierungsdarlehen für die Anschaffung der Beteiligung jedoch nicht mehr als nachträgliche Werbungskosten bei den Einkünften aus Kapitalvermögen abgezogen werden, soweit sie nicht auf die Zeit vor der Veräußerung oder Auflösung entfallen. Etwas anderes ergab sich im zu verhandelnden Fall auch nicht dadurch, dass der Steuerpflichtige alleiniger Gesellschafter der GmbH war, an die er die Anteile an der Limited veräußert hatte. Denn die Anteile an der Limited dienten nach ihrer Veräußerung nur noch der GmbH zur Einkunftserzielung. Da die GmbH als Kapitalgesellschaft nicht nur zivilrechtlich sondern auch steuerrechtlich ein selbständiges Steuersubjekt ist, muss sie die von ihr aus der Beteiligung erzielten Einkünfte unabhängig vom Gesellschafter versteuern. Der Anteilseigner selbst habe unmittelbar keinen Gewinn aus der Tätigkeit der Kapitalgesellschaft zu versteuern. Ein Durchgriff durch die Gesellschaft auf den hinter ihr stehenden alleinigen Anteilseigner komme daher grundsätzlich nicht in Betracht.

Hinweis:

Ab 2009 wird die Abgeltungssteuer auf Kapitalerträge eingeführt. Durch den sog. Sparerpauschbetrag von 801 € bzw. 1.602 € bei Zusammenveranlagung werden pauschal alle Werbungskosten abgegolten. Darüber hinaus ist kein gesonderter Werbungskostenabzug mehr möglich. Von dieser Streichung sind besonders GmbH-Anteilseigner betroffen, die ihre Beteiligung im Privatvermögen halten und den Erwerb mittels Darlehen finanziert haben. Liegen die Darlehenszinsen über dem Sparerpauschbetrag, können diese steuerlich nicht mehr berücksichtigt werden. 

Quelle: BFH-Urteil vom 27. März 2007, VIII R 64/05, BFH/NV 2007 S. 1568

4. Schuldzinsenabzug nach Betriebsaufgabe 

Schuldzinsen aus betrieblichen Darlehen können unter bestimmten Voraussetzungen auch nach einer Betriebsaufgabe als nachträgliche Betriebsausgaben steuerlich geltend gemacht werden. Nach bisheriger BFH-Rechtsprechung war Bedingung, dass die zurückgebliebenen Schulden nicht durch den Veräußerungserlös oder die Verwertung von Aktivvermögen beglichen werden konnten. Nun hat sich der BFH erneut zu dieser Sache geäußert und seine bisherige Rechtsprechung fortentwickelt. 

Im entschiedenen Fall ging es um einen Steuerpflichtigen, der als 
Handelsvertreter gewerblich tätig war. Er hatte seine selbständige Tätigkeit aufgegeben und arbeitete seitdem als angestellter Handelsvertreter. Als er seinen Betrieb aufgab, hatte er noch betriebliche Schulden in Höhe von ca. 65.000 €. Sein aktives Betriebsvermögen bestand zu diesem Zeitpunkt aus den Büroräumen, die zu seinem selbstbewohnten Einfamilienhaus gehörten sowie aus Fahrzeugen. Insgesamt hatte es einen Wert von ca. 95.000 €.  Die Büroräume nutzte der Steuerpflichtige nach Betriebsaufgabe weiterhin als Arbeitszimmer für seine spätere Angestelltentätigkeit. Der Streit mit dem Finanzamt entstand darüber, ob der Steuerpflichtige die Schuldzinsen für das Darlehen als nachträgliche Betriebsausgaben abziehen konnte.

Der BFH ging in seiner Entscheidung zunächst auf seine bisherige Rechtsprechung ein: nach einer Betriebsaufgabe können Zinsen auf verbliebene Betriebsschulden grundsätzlich nur insoweit geltend gemacht werden, als die Verbindlichkeiten nicht durch den Veräußerungserlös oder durch Verwertung von Aktivvermögen beglichen werden konnten. Allerdings gebe es dann eine Ausnahme, wenn Aktivvermögen nicht verwertet werde und der Grund dafür ursprünglich in der betrieblichen Sphäre liege. Im Streitfall konnte der Steuerpflichtige seine beiden Büroräume angesichts der baulichen Gegebenheiten nicht separat verkaufen. Er hätte aber sein selbst genutztes Wohnhaus veräußern und den auf die beiden Büroräume entfallenden Kaufpreis zur Tilgung seiner früheren Betriebsschulden einsetzen können, meinten die Richter beim BFH. Darauf hatte er aber aus privaten Gründen verzichtet. Das wertete der BFH dahingehend, dass kein objektives Verwertungshindernis bestanden habe. Die Verbindlichkeiten seien daher bis zur Höhe des Werts der ins Privatvermögen übernommenen Büroräume diesen zuzuordnen. Zumindest anteilig scheide ein Betriebsausgabenabzug aus.

Hinweis:

Da die Büroräume aber anschließend im Rahmen einer nichtselbständigen Tätigkeit genutzt wurden, stehen die ursprünglich betrieblichen Schulden im wirtschaftlichen Zusammenhang mit dieser neuen Einkunftsart. Die Schuldzinsen konnten somit – wenn auch nur eingeschränkt – als Arbeitszimmerkosten geltend gemacht werden.

Quelle: BFH-Urteil vom 28. März 2007, X R 15/04, BFH/NV 2007 S. 1570; BFH-Pressemitteilung vom 11. Juli 2007, Nr. 60/07, LEXinform Nr. 0173473

5. Gutachtenkosten für GmbH-Anteile nicht sofort abziehbar

Gutachtenkosten, die im Zusammenhang mit der Anschaffung von GmbH-Geschäftsanteilen anfallen, sind nach einer aktuellen Entscheidung des BFH nicht sofort als Werbungskosten abziehbar, sondern stellen sog. Anschaffungsnebenkosten dar. Das gelte zumindest dann, wenn die Kosten nach einer grundsätzlich gefassten Erwerbsentscheidung entstehen und die Erstellung des Gutachtens nicht lediglich eine Maßnahme zur Vorbereitung einer noch unbestimmten, erst später zu treffenden Erwerbsentscheidung darstellt. 

Im Streitfall wollte sich ein Diplom-Ingenieur selbständig machen und in diesem Zusammenhang suchte er nach einer Beteiligungsmöglichkeit an einer GmbH. Als er sich für den Kauf von bestimmten GmbH-Geschäftsanteilen entschlossen hatte, ließ er bei einer Unternehmensberatung ein Gutachten erstellen, um eine objektive Grundlage für die Verhandlungen über den Kaufpreis der Anteile zu schaffen. Das Gutachten sollte auch der Bank als Grundlage dienen, die zur Finanzierung des Anteilserwerbs eingeschaltet wurde. Ziel der Unternehmensanalyse war es, vordergründig den Wert des Unternehmens zu bestimmen, aber auch Auskunft über dessen Potentiale zu liefern. Fraglich war nun, ob der Steuerpflichtige die Kosten für das Gutachten – knapp 12.000 € – als  Werbungskosten in seiner Steuererklärung sofort geltend machen darf. 

Das Finanzamt und später auch das Finanzgericht waren der Meinung, es würde sich bei den Gutachtenkosten um Anschaffungsnebenkosten handeln. Ein Werbungskostenabzug bei den Einkünften aus Kapitalvermögen käme damit nicht in Frage. Gegen diese Auffassung wandte sich der Steuerpflichtige: die Kosten für das Gutachten seien ausschließlich deshalb erfolgt, um eine Bankenfinanzierung des Anteilskaufs zu gewährleisten. Daher würde es sich um Werbungskosten handeln. Zudem sei die Kaufentscheidung zum Zeitpunkt der Gutachtenerstellung bereits gefallen gewesen. 

Diese Ansicht teilte der BFH nicht. Zwar würden alle Aufwendungen, die durch die Erzielung steuerpflichtiger Einnahmen veranlasst sind, zu den Werbungskosten gehören. Würde es sich bei den Aufwendungen um die Kosten der Anschaffung der Vermögensanlage – einschließlich der Anschaffungsnebenkosten – handeln, so seien diese Aufwendungen keine Werbungskosten. Ob Aufwendungen als Anschaffungskosten zu beurteilen seien, bestimme sich sowohl für Gewinn- als auch für Überschusseinkünfte gleichermaßen danach, ob sie geleistet werden, um einen Vermögensgegenstand zu erwerben. Dazu gehören nach ständiger Rechtsprechung des BFH auch die Nebenkosten wie Gutachtenkosten sowie Makler- und Beurkundungskosten. Dass die finanzierende Bank ein solches Gutachten verlangt habe, stehe der Würdigung als Anschaffungsnebenkosten nicht entgegen.    

Hinweis:

Mit dieser Entscheidung hat der BFH seine Rechtsprechung zur Abgrenzung von Werbungskosten und Anschaffungsnebenkosten im Zusammenhang mit dem Erwerb von GmbH-Geschäftsanteilen weiter entwickelt.

Steuerpflichtige können somit die Kosten für ein entsprechendes Gutachten erst bei einem späteren Verkauf der Anteile im Rahmen der Ermittlung des Veräußerungsgewinns geltend machen. 

Quelle: BFH-Urteil vom 27. März 2007, VIII R 62/05, DStR 2007 S. 1027

6. Kein Halbeinkünfteverfahren im Jahr 2001 für Liquidationsverluste 

Steuerpflichtige, die im Veranlagungszeitraum 2001 Auflösungsverluste aus einer wesentlichen Beteiligung erlitten haben, können diese in voller Höhe in ihrer Steuererklärung geltend machen. Das bestätigte nun der BFH. Bislang war unklar, ob diese Verluste nicht bereits dem Halbeinkünfteverfahren unterliegen und daher nur zu Hälfte steuermindernd berücksichtigt werden können. 

Im zu verhandelnden Fall war ein Steuerpflichtiger an einer GmbH zu 50 % beteiligt. Die Beteiligung hielt er im Privatvermögen. Die GmbH hatte ein vom 1.11. bis 31.10. laufendes Wirtschaftsjahr. Mit Beschluss vom 22.10.2001 lösten die Gesellschafter die GmbH mit Wirkung zum 31.10.2001 auf und bestellten sich selbst zu Liquidatoren. Der Geschäftsbetrieb war bereits eingestellt worden. Das Anlagevermögen und der Warenbestand waren schon im Wirtschaftsjahr 2000/2001 veräußert worden. Am 22.4.2002 wurde das Insolvenzverfahren eröffnet, das bis zum Zeitpunkt der BFH-Entscheidung noch nicht abgeschlossen wurde.  

Der Steuerpflichtige erlitt aus der Liquidation der GmbH einen Verlust und machte diesen in seiner Einkommensteuererklärung 2001 in voller Höhe geltend. Dabei handelte es sich um den Verlust des Stammkapitals sowie die Inanspruchnahme des Steuerpflichtigen als Bürgen für eine Kontokorrentschuld der GmbH. Nachdem es das Finanzamt abgelehnt hatte, den Verlust in voller Höhe anzuerkennen, gab das Finanzgericht der Klage teilweise statt und berücksichtigte zumindest den Verlust des Stammkapitals in voller Höhe als Auflösungsverlust des Jahres 2001. Dagegen wandte sich das Finanzamt in seiner Revision und meine, nach dem Halbeinkünfteverfahren dürfe der Auflösungsverlust nicht in voller Höhe sondern nur zur Hälfte berücksichtigt werden. 

Der BFH teilte schließlich den Standpunkt des Steuerpflichtigen: das Halbeinkünfteverfahren komme im Streitfall noch nicht zur Anwendung. Bei kalenderjahrgleichen Wirtschaftsjahren werden Anteilsveräußerungen erstmals nach dem Halbeinkünfteverfahren besteuert, wenn die Veräußerung 2002 stattfindet. Weicht das Wirtschaftsjahr vom Kalenderjahr ab, gilt das Halbeinkünfteverfahren erst für Veräußerungen im Jahre 2003. Dagegen ist auf der Ebene der GmbH das neue Körperschaftsteuerrecht und damit das Halbeinkünfteverfahren bereits bei Liquidationen anzuwenden, deren Besteuerungszeitraum im Jahr 2001 endet. Grundsätzlich hänge die Anwendung des neuen Körperschaftsteuerrechts auf der Ebene des Anteilseigners von der Besteuerung auf der Ebene der Kapitalgesellschaft ab. Da die Anwendungsregelung im Einkommensteuergesetz aber an das Wirtschaftsjahr der Kapitalgesellschaft und nicht an den Besteuerungszeitraum anknüpft, war bisher fraglich, ab welchem Zeitpunkt das Halbeinkünfteverfahren auf den Anteilseigner in Liquidationsfällen anzuwenden ist.  

Hier entschied der BFH, dass bereits im Veranlagungszeitraum 2001 entstandene Auflösungsverluste ebenso wie offene Ausschüttungen und Veräußerungsgewinne/-verluste noch nicht dem Halbeinkünfteverfahren unterliegen, sondern in voller Höhe steuerlich zu berücksichtigen sind. 

Hinweis:

Am gleichen Tag entschied der BFH in einem ähnlichen Fall: Hier ging es um einen Auflösungsverlust, der entstanden war, weil eine GmbH wegen Vermögenslosigkeit aus dem Handelsregister im Jahre 2001 gelöscht wurde. Der BFH stellte fest, dass der Auflösungsverlust mit der Löschung der GmbH im Handelsregister realisiert wurde und – da dies noch im Wirtschaftsjahr 2001 geschah – das Halbeinkünfteverfahren nicht anzuwenden sei. Auch in diesem Fall können Steuerpflichtige ihre entsprechenden Verluste in voller Höhe steuerlich geltend machen.

Quelle: BFH-Urteile vom 27. März 2007, VIII R 25/05 und VIII R 60/05, BFH/NV 2007 S. 1562 und S. 1566 

7. Werbungskostenabzug für Bewirtung und Geschenke eines Arbeitnehmers 

Wenn Unternehmer betriebliche Aufwendungen für Geschäftsessen oder Geschenke haben, können sie diese – wenn auch nur eingeschränkt – als Betriebsausgaben abziehen. Hat ein Arbeitnehmer solche Kosten, müssen diese Aufwendungen eindeutig der beruflichen Sphäre zugeordnet werden können, damit sie auch steuerlich anerkannt werden können. In jüngster Zeit haben sich auch die Gerichte mit diesem Thema befasst. So durfte bspw. ein Bundeswehroffizier die Kosten für seine Verabschiedungsfeier als Werbungskosten absetzen. In einem anderen Urteil konnte ein leitender Außendienstmitarbeiter Kosten für die Bewirtung seiner Mitarbeiter ebenfalls von der Steuer abziehen. Nun hat sich der BFH erstmals auch zur Berücksichtigung von Kosten für Werbegeschenke geäußert. 

Ein Steuerpflichtiger war im 
Außendienst beschäftigt. Seine Aufgabe war es, neue Kunden zu akquirieren und den bestehenden Kundenstamm zu betreuen. Der Streit mit dem Finanzamt kam zu Stande, da er bei seinen Einkünften aus nichtselbstständiger Arbeit Bewirtungskosten von rund 8.000 € und Aufwendungen für Werbemittel von ca. 3.000 € als Werbungskosten geltend machen wollte. Er war der Auffassung, dass die Aufwendungen zur Erzielung von Aufträgen unumgänglich waren. Die Höhe seines Gehalts, das im Streitjahr etwa 65.000 € betrug, sei vom Erfolg seiner Arbeit abhängig gewesen. Finanzamt und Finanzgericht lehnten die Berücksichtigung seiner Aufwendungen ab.

Als sich der BFH mit der Sache befassen musste, ging er zunächst davon aus, dass Aufwendungen eines Arbeitnehmers für Bewirtung und für Werbegeschenke zu Werbungskosten gehören können. Entscheidend sei, dass zwischen den Aufwendungen und den Einnahmen ein objektiver Veranlassungszusammenhang bestünde. Die Frage, ob ein Steuerpflichtiger Aufwendungen aus beruflichem Anlass erbringe oder ob es sich um Aufwendungen für die Lebensführung handele, müsse anhand einer Würdigung aller Umstände des Einzelfalls entschieden werden. Bei einer solchen Würdigung könne der Umstand, dass der Arbeitnehmer eine variable, vom Erfolg seiner Arbeit abhängige Entlohnung erhält, ein gewichtiges Indiz darstellen. Eine berufliche Veranlassung könne sich aber auch aus anderen Umständen ergeben.

Im Streitfall muss nun das Finanzgericht prüfen, ob die streitigen Kosten die Voraussetzungen für den Abzug als Werbungskosten erfüllen und – gegebenenfalls – in welchem Umfang die Kosten abzugsfähig sind, d.h. ob bspw. die Bewirtungsaufwendungen angemessen sind und ob die formalen Nachweispflichten eingehalten wurden. 

Hinweis:

Wenn das Gehalt eines Arbeitnehmers zum großen Teil von seinem beruflichen Erfolg abhängt, spricht vieles dafür, dass Bewirtungskosten oder Aufwendungen für Werbegeschenke beruflich veranlasst sind. In anderen Fällen bleibt dem Steuerpflichtigen nichts anderes übrig, als die Umstände genau zu prüfen und ausreichend zu dokumentieren, um dem Finanzamt bei späteren Diskussionen erfolgreich entgegen treten zu können. 

Quelle: BFH-Urteil vom 24. Mai 2007, VI R 78/04, BFH/NV 2007 S. 1585

8. Unfallkosten sind nicht durch die 1 %-Regelung abgegolten 

Ein GmbH-Geschäftsführer verursachte mit seinem Dienstfahrzeug, das er auch für private Fahrten nutzen durfte, auf einer betrieblichen Fahrt unter Alkoholeinfluss einen Verkehrsunfall. Dabei kam es bei dem PKW zu einem Totalschaden. Die GmbH verzichtete darauf, gegenüber dem 
Steuerpflichtigen eine Schadensersatzforderung in Höhe der Differenz zwischen dem Zeitwert des PKW zum Unfallzeitpunkt und dem erzielten Verkaufserlös für das Fahrzeugwrack geltend zu machen. Als das Finanzamt diese Vorgehensweise entdeckte, erhöhte es die Einkünfte des Steuerpflichtigen aus nichtselbständiger Arbeit um diese Differenz von rund 20.000 €. Dagegen setzte sich der Steuerpflichtige zur Wehr: mit der pauschalen Regelung der Nutzungsentnahme nach der 1 %-Regelung seien schließlich auch außergewöhnliche Kfz-Kosten, wie etwa Unfallkosten abgegolten. 

Die 1 %-Regelung legt fest, dass für die private Nutzung eines betrieblichen Fahrzeuges für jeden Kalendermonat pauschal 1 % des inländischen Listenpreises angesetzt werden. Damit werden die Kosten abgegolten, die unmittelbar durch das Halten und den Betrieb des Fahrzeugs veranlasst sind und typischerweise bei seiner Nutzung anfallen. Die Richter am BFH vertreten in ihrem Urteil die Auffassung, dass Unfallkosten von dieser Regelung nicht erfasst werden. Bei einem Verzicht des Arbeitgebers auf Schadensersatz gegenüber dem Arbeitnehmer fließe diesem daher ein zusätzlicher geldwerter Vorteil zu. Dieser Vorteil führe aber nur dann zu einer Steuererhöhung, wenn die Begleichung der Schadensersatzforderung durch den Arbeitnehmer nicht ihrerseits zum Werbungskostenabzug berechtigt hätte. Denn dann wären von dem Arbeitslohn in Höhe der Schadensersatzforderung Aufwendungen zur Begleichung der Forderung in gleicher Höhe wieder als Werbungskosten abzuziehen. 

Hinweis:

Selbst grob fahrlässige oder vorsätzliche Verstöße gegen die Verkehrsvorschriften stehen dem Werbungskostenabzug der dadurch entstandenen Aufwendungen nicht entgegen. Das gilt aber nicht, wenn der Verkehrsunfall infolge alkoholbedingter Fahruntüchtigkeit verursacht wurde. Dann ist ein Werbungskostenabzug nicht möglich. Im Streitfall war es aber nicht eindeutig, ob das auslösende Moment für den Verkehrsunfall eine alkoholbedingte Fahruntüchtigkeit war. Das Verfahren wurde daher zur weiteren Aufklärung und zur eventuellen Feststellung der Schadenshöhe an das Finanzgericht zurückverwiesen.

Quelle: BFH-Urteil vom 24. Mai 2007, VI R 73/05, BFH/NV 2007 S. 1586

9. Bahnfahren trotz Firmenwagen 

Können Arbeitnehmer ihren Firmenwagen auch privat nutzen, müssen sie pro Monat 1 % des Bruttolistenpreises als Arbeitslohn versteuern. Darf der Wagen auch für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte genutzt werden, erhöht sich dieser Wert um 0,03 % des Listenpreises pro Entfernungskilometer. Nur wenn ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch vorgelegt wird, erfolgt eine Versteuerung nach dem konkreten Wert. Gegen diese Regelung klagte nun ein Steuerpflichtiger vor dem Hessischen Finanzgericht.   

Der Steuerpflichtige war bei einer Bank in Frankfurt angestellt. Sein Dienstfahrzeug nutzte er nur privat oder zu Fahrten von Kunden. Um zur Arbeit zu gelangen, fuhr er ausschließlich mit der Bahn. Er argumentierte, dass es ausreichen würde, wenn er die Privatnutzung in Höhe von 1 % des Listenpreises versteuern würde und nicht noch zusätzlich die Nutzung für den Arbeitsweg. Dieser Ansicht folgten weder das Finanzamt noch das Finanzgericht.  

Nach dem Gesetzeswortlaut komme es nicht darauf an, ob der Arbeitnehmer den Dienstwagen auch tatsächlich für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte nutze, so das Urteil der Richter. Entscheidend sei die bloße Nutzungsmöglichkeit. Wie der Steuerpflichtige zur Arbeit gekommen sei, spiele letztendlich keine Rolle. Es konnte auch nicht nachgewiesen werden, dass der Arbeitgeber ein Nutzungsverbot für diese Wegstrecken ausgesprochen habe und eine entsprechende Überwachung erfolgt sei. Ebenso genüge es nicht, dass der Steuerpflichtige auf seinen Namen ausgestellte Jahres-Bahnkarten vorgelegt habe. Auch habe er kein Fahrtenbuch geführt, was der Gesetzgeber aber ausdrücklich zur Vermeidung der pauschalen Wertermittlung zugelassen habe.   

Hinweis:

Wer trotz Firmenwagen mit der Bahn zur Arbeit fährt, leistet zwar einen erheblichen Beitrag zum Umweltschutz. Der Fiskus honoriert diesen Einsatz – wenn es um die Ermittlung des steuerpflichtigen geldwerten Vorteils geht – leider nicht. Für Betroffene bleibt daher nur der Weg, ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch zu führen. 

Quelle: FG Hessen, Urteil vom 26. März 2007, 11 K 1844/05, Nichtzulassungsbeschwerde eingelegt (Az. beim BFH: VI B 53/07), LEXinform Nr. 5004999; FG Hessen, Pressemitteilung vom 11. Juni 2007, www.fg-kassel.justiz.hessen.de
10. Doppelte Haushaltsführung auch bei Beschäftigung am Hauptwohnsitz 

Steuerpflichtige mit doppelter Haushaltsführung können so manche Kosten ihres zweiten Wohnsitzes am Beschäftigungsort steuerlich als Werbungskosten geltend machen. Absetzbar sind aber nicht nur die Kosten der Unterkunft sondern auch die Fahrtkosten für eine wöchentliche Familienheimfahrt an den Hauptwohnsitz. Streitgegenstand vor den Gerichten ist oftmals die Frage, ob überhaupt eine doppelte Haushaltsführung vorliegt. In einem Fall hat nun der BFH diese Frage bejaht, bei dem ein Steuerpflichtiger sowohl am auswärtigen Beschäftigungsort als auch am Hauptwohnsitz dienstlich tätig war. 

Der Steuerpflichtige arbeitete als wissenschaftlicher Mitarbeiter eines Abgeordneten des Deutschen Bundestags. Seine Dienstpflichten erfüllte er im Streitjahr 1996 sowohl im Wahlkreis des Abgeordneten in Berlin als auch am damaligen Sitz des Bundestags in Bonn. Seinen Hauptwohnsitz hatte der Steuerpflichtige in Berlin. Daneben unterhielt er eine weitere Wohnung in Bonn. Die Kosten für diese Wohnung, wie Miete inkl. Nebenkosten und Fehlbelegungsabgabe, machte er als Werbungskosten geltend, da er von einer doppelten Haushaltsführung ausging. Das Finanzamt strich den begehrten Werbungskostenabzug, da der Steuerpflichtige nicht ausschließlich außerhalb Berlins tätig gewesen sei. Mit der gleichen Begründung lehnte auch das Finanzgericht den Werbungskostenabzug ab. 

Der BFH kam zu Gunsten des Steuerpflichtigen zu einem anderen Urteil: Eine doppelte Haushaltsführung mit der Folge, dass die Kosten für die Wohnung am auswärtigen Beschäftigungsort abgezogen werden können, werde nicht dadurch ausgeschlossen, dass der Steuerpflichtige neben seiner auswärtigen Beschäftigung auch an seinem Hauptwohnsitz beschäftigt sei. Die für eine doppelte Haushaltsführung erforderliche Aufspaltung der einheitlichen Haushaltsführung auf zwei Wohnungen sei auch dann erfüllt, wenn der Arbeitnehmer am Ort seiner zweiten Arbeitsstätte für die dortigen Arbeitseinsätze eine zweite Wohnung unterhalte. Der Abzug der Mehraufwendungen für doppelte Haushaltsführung sei damit nicht auf die Fälle beschränkt, in denen der Arbeitnehmer ausschließlich außerhalb des Ortes seiner Hauptwohnung beschäftigt ist. Denn die Mehraufwendungen seien für den Steuerpflichtigen unabwendbar, da er sie nicht durch Verlegung seines Hausstands an den Beschäftigungsort vermeiden könne.  

Hinweis:

Die Grundsätze des Urteils könnten auch auf die Fälle übertragbar sein, in denen der Steuerpflichtige nicht nur an einem auswärtigen Ort, sondern regelmäßig z.B. an zwei auswärtigen Stellen beschäftigt ist und an beiden Orten jeweils eine Zweitwohnung unterhält. Somit müssten die Kosten für beide auswärtige Wohnungen steuerlich anerkannt werden.

Quelle: BFH-Urteil vom 24. Mai 2007, VI R 47/03, BFH/NV 2007 S. 1583; BFH-Pressemitteilung vom 27. Juni 2007, Nr. 56/07, LEXinform Nr. 0173443

11. Kontenabruf ist nur zum Teil verfassungswidrig

Das Bundesverfassungsgericht entschied aktuell über mehrere Klagen zum Kontoabrufverfahren. Das Kontenabrufverfahren gibt es seit dem 1.4.2005 und erlaubt den Finanzbehörden sowie bestimmten anderen Behörden, wie etwa Sozialämtern, durch ein recht einfaches Verfahren Kenntnis von allen inländischen Konten und Wertpapierdepots der Steuerpflichtigen zu bekommen. 

Die Richter beim Bundesverfassungsgericht sind der Auffassung, dass die Abfragen durch Strafverfolgungsbehörden und Finanzbehörden mit dem Grundgesetz vereinbar sind. Lediglich die Regelungen für Abfragen in sozialrechtlichen Angelegenheiten verstoßen gegen das Gebot der Normenklarheit und -bestimmtheit und sind daher bis spätestens 31.5.2008 nachzubessern.

Gegen das Kontenabrufverfahren hatten ein inländisches Kreditinstitut, ein Rechtsanwalt und Notar, eine Bezieherin von Wohngeld sowie ein Empfänger von Sozialhilfe Verfassungsbeschwerde eingelegt. Beim Kontenabrufverfahren können die Behörden, u.a. die Finanz- und Sozialbehörden, bestimmte Daten, die die Kreditinstitute zur Verfügung stellen müssen, in einem automatisierten Verfahren abfragen. Dabei handelt es sich um die Kontostammdaten der Bankkunden und sonstigen Verfügungsberechtigten, wie z.B. Name, Geburtsdatum, Kontonummern und Depots. Kontenstände und -bewegungen können auf diese Weise nicht abgefragt werden. Darüber können sich die Behörden nur auf der Grundlage anderer Ermächtigungsnormen informieren, z.B. wenn ein konkreter Verdacht zur Steuerhinterziehung besteht.  

Erfolgreich waren allein die Verfassungsbeschwerden der beiden Sozialleistungsempfänger. Das Bundesverfassungsgericht stellte fest, dass der Kreis der Behörden, die ein Ersuchen zum Abruf von Kontostammdaten stellen können, und die Aufgaben, denen solche Ersuchen dienen sollen, nicht hinreichend bestimmt festgelegt wurde. Die anderen Kläger hatten keinen Erfolg, denn das Kontenabrufverfahren genüge – soweit der Anwendungsbereich in verfassungsgemäßer Weise auf die Sicherung der Erhebung von Sozialabgaben und die Bekämpfung des Missbrauchs von Sozialleistungen begrenzt werde – dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit und sei daher mit dem Grundgesetz vereinbar.

Dem Gesetzgeber steht nun für eine verfassungsgemäße Neuregelung eine Frist bis zum 31.5.2008 zur Verfügung. Bis dahin bleibt die bisherige Regelung mit der Maßgabe weiterhin anwendbar, dass Abrufersuchen nur für die im Anwendungserlass des Finanzministeriums genannten Sozialleistungen, wie etwa Wohngeld, Sozialhilfe oder Bafög, nicht aber bei Arbeitslosengeld II, angewendet werden darf. 

Hinweis:

Mit der Zustimmung des Bundesrates zur Unternehmensteuerreform wird ab 2008 das Kontenabrufverfahren ausgeweitet. Künftig ist ein automatisierter Abruf der Kontendaten durch die Behörden nicht nur bei Empfängern von Arbeitslosengeld II gerechtfertigt. Das neue Gesetz sieht nämlich vor, dass fast jeder Steuerpflichtige mit einem Kontenabruf durch das Finanzamt rechnen muss.

Quelle: BVerfG, Beschlüsse vom 13. Juni 2007, 1 BvR 1550/03, 1 BvR 2357/04, 1 BvR 603/05; BVerfG, Pressemitteilung vom 12. Juli 2007, Nr. 78/2007, www.bundesverfassungsgericht.de
12. Zertifikate: Abgeltungssteuer gilt bereits jetzt

Inzwischen hat das Unternehmensteuerreformgesetz und damit auch die Einführung einer Abgeltungssteuer auf Kapitalerträge den Bundesrat passiert. Künftig sind Kursgewinne aus Aktien oder ähnlichen Wertpapieren nach einem Jahr Haltefrist nicht mehr steuerfrei, sondern unterliegen generell der 25 %-igen Abgeltungssteuer. Grundsätzlich gilt das erst für Wertpapiere, die ab dem 1.1.2009 erworben werden. Für Aktien, die bis zum 31.12.2008 gekauft wurden, gilt die bisherige Rechtslage weiter. 

Bei Zertifikaten gilt die neue Abgeltungssteuer bereits dann, wenn sie nach dem 14.3.2007 (Tag des Kabinettbeschlusses zur Unternehmensteuerreform) gekauft und nach dem 30.6.2009 verkauft werden. Die Bundesregierung hat diese Ausnahmeregelung eingeführt, um Steuergestaltungen zu vermeiden. So könnten Anleger Zertifikate mit einer sehr langen oder unbegrenzten Laufzeit erwerben, um dadurch langfristig die Veräußerungsbesteuerung umgehen zu können. Derartige „Tendenzen am Kapitalmarkt“ seien bereits „erkennbar“. Nach Aussage von Länderfinanzministern habe die Zertifikatebranche in jüngster Zeit geradezu einen Steuerschlussverkauf inszeniert, wobei Zertifikate mit sehr langen Laufzeiten aber veränderlichen Basiswerten aufgelegt wurden. 

Die verfrühte Anwendung der Abgeltungssteuer betrifft aber nicht nur die o.g. Art von Zertifikaten sondern grundsätzlich alle. 

Hinweis:

Nach Aussage der Bundesregierung seien Rückwirkungen auf den Tag des Kabinettsbeschlusses bei Steuergesetzen üblich. Sicherlich wird in einem späteren Verfahren noch einmal über die Verfassungsmäßigkeit dieser Rückwirkung entschieden werden.

Quelle: Unternehmensteuerreformgesetz 2008, Gesetzesbeschluss des Deutschen Bundestages vom 15. Juni 2007, www.bundesrat.de 

13. Kapitalertragsteuer: Säumniszuschläge drohen
Seit dem 1.1.2007 gilt nun auch für Steuerzahlungen per Scheck eine Dreitagesfiktion. Damit wollte der Gesetzgeber vorrangig einen Zinsvorteil der Steuerzahler eindämmen. Doch diese Neuregelung kann bei der Kapitalertragsteuer sehr schnell zu Säumniszuschlägen führen. Betroffen sind Gewinnausschüttungen von Kapitalgesellschaften, die von einem Anteilseigner beherrscht werden oder der Zeitpunkt der Auszahlung der Kapitalerträge im Gewinnverwendungsbeschluss nicht benannt wurde. In diesen Fällen gilt, dass den Gesellschaftern der Gewinn bereits einen Tag nach Beschlussfassung als zugeflossen gilt. Zeitgleich mit dem Zufluss muss die Kapitalertragsteuer beim Finanzamt angemeldet und abgeführt werden. Dafür bleibt allerdings nur ein Tag Zeit.

Generell kann die Kapitalertragsteuer dem Finanzamt überwiesen werden. Dafür benötigt die Bank in der Regel drei Tage. Alternativ dazu gibt es noch die Möglichkeit einer Eilüberweisung, die allerdings kostenintensiv ist. Da seit dem 1.1.2007 bei Schecks das Eingangsdatum nicht mehr gleichzeitig als Zuflusszeitpunkt gilt, hilft auch die Einreichung von Schecks nicht mehr. Auch wenn die Kapitalertragsteuererklärung verspätet beim Finanzamt eingereicht hat, bringt das wenig, denn das Finanzamt wird dann ggf. einen Verspätungszuschlag festsetzen. 
Hinweis: 

Nur wenn dem Finanzamt Einzugsermächtigung erteilt wird, lassen sich Säumniszuschläge vermeiden. Bei Gesellschaften, die nicht von einer Person bzw. Personengruppe beherrscht werden, sollte im Ausschüttungsbeschluss ein Zuflussdatum benannt werden, das ausreichend Zeit für Anmeldung und Zahlung der Kapitalertragsteuer bietet. Gesellschaften, die von einer Person, z.B. Einmann-GmbHs, oder Personengruppe beherrscht werden, steht diese Möglichkeit nicht offen, da per Gesetz der Zuflusszeitpunkt immer einen Tag nach Beschlussfassung fingiert wird.  

14. Besteuerung von vereinnahmten Optionsprämien 

In zwei Urteilen hat der BFH die Vereinnahmung von Stillhalterprämien aus Optionsgeschäften als Einnahmen aus Leistungen eingestuft. Es handele sich dabei nicht um Einkünfte aus privaten Veräußerungsgeschäften. 

Im ersten Fall hatte eine vermögensverwaltende Personengesellschaft im Jahr 1999 einer Bank Verkaufsoptionen auf japanische Yen zu einem bestimmten Euro-Kurs eingeräumt. Dafür erhielt sie eine Stillhalterprämie von ca. 91.000 €. Das Geschäft wurde glattgestellt, indem die Gesellschaft von der Bank eine Verkaufsoption zu denselben Bedingungen wie aus dem Optionsgeschäft erwarb und dafür eine Optionsprämie von rund 86.000 € leistete. Das Finanzamt erfasste die erhaltenen Optionsprämien als Einnahmen und die im Gegengeschäft gezahlten Prämien als Werbungskosten bei den Einkünften aus Leistungen. Die Gesellschaft begehrte hingegen eine Erfassung des Differenzbetrags bei den Einkünften aus privaten Veräußerungsgeschäften. Hintergrund war, dass sie aus anderen Devisentermingeschäften einen Verlust erlitten hatte, mit dem der Gewinn aus diesem Geschäft verrechnet werden sollte. 

Im zweiten Fall unternahm ein Steuerpflichtiger in den Jahren 1997 und 1998 an der Deutschen Terminbörse Optionsgeschäfte, bei denen er als Optionsstillhalter zunächst Prämien vereinnahmte und bei der späteren Glattstellung wiederum Prämien zahlen musste. Aus diesen Geschäften erlitt er Verluste, die er in seiner Steuererklärung als negative Einkünfte aus Leistungen deklarierte. Das Finanzamt lehnte es ebenso wie das Finanzgericht ab, diese Verlust überhaupt zu berücksichtigen. Die durch die Glattstellungsgeschäfte aufgewandten Prämien stünden in keinem Veranlassungszusammenhang mit den vereinnahmten Stillhalterprämien.  

Der BFH urteilte in beiden Fällen, dass die Prämien, die aus der Einräumung von Optionen als Stillhalter vereinnahmt werden, als Einkünfte aus Leistungen zu versteuern sind. Die im Rahmen der Gegengeschäfte gezahlten Prämien sind nach seiner Auffassung als Werbungskosten abzugsfähig. Der BFH folgte mit diesen Urteilen seiner bisherigen Rechtsprechung. In den zu entscheidenden Fällen bedeutete das für die Personengesellschaft, dass sie den Gewinn aus dem Yen-Geschäft nicht mit anderen Verlusten aus privaten Veräußerungsgeschäften verrechnen konnte und diesen in voller Höhe versteuern muss. Für den Steuerpflichtigen aus dem zweiten entschiedenen Fall wirkte sich das Urteil positiv aus: seine Verluste wurden nicht nur steuerlich anerkannt sondern er konnte sie auch mit anderen Einkünften verrechnen, weil das damals geltende Verlustausgleichsverbot für Einkünfte aus Leistungen für verfassungswidrig erklärt wurde.    

Hinweis:

Ab 2009 unterliegen auch vereinnahmte Stillhalterprämien der Abgeltungssteuer von 25 %.

Quelle: BFH-Urteile vom 17. April 2007, IX R 40/06 und IX R 23/06, BFH/NV 2007 S. 1415 und S. 1414; BFH-Pressemitteilung vom 13. Juni 2007, Nr. 50/07, LEXinform Nr. 0173413

15. Schuldzinsen für Einkommensteuer-Nachzahlung nicht absetzbar 

Wie das Finanzgericht Niedersachsen entschied, können Schuldzinsen, die mit der Finanzierung einer Einkommensteuernachzahlung zusammenhängen, nicht als Werbungskosten steuerlich geltend gemacht werden.

Den Versuch, diese Schuldzinsen absetzen zu können, unternahm eine Steuerpflichtige, die für die Jahre 1996 bis 1998 Einkommensteuer in Höhe von rund 60.000 € nachzahlen musste. Die Steuernachzahlung wurde zum Teil aus Eigenmitteln aufgebracht und teilweise durch die Aufnahme eines Kredits finanziert. Gegen die Steuerbescheide, aus denen die Nachzahlung hervorging, legte die Steuerpflichtige Einspruch ein, der zum Teil erfolgreich war. So erhielt sie eine Einkommensteuererstattung nebst Erstattungszinsen von ca. 5.500 €. Die Erstattungszinsen musste sie als Einkünfte aus Kapitalvermögen versteuern. Ihrer Meinung nach müsse sie aber nicht alles versteuern, denn die Darlehenszinsen, die im Zusammenhang mit der Einkommensteuer-Nachzahlung standen, seien als Werbungskosten mit den Erstattungszinsen zu verrechnen. 

Das Finanzgericht gab ihr nicht Recht. Zinsen zur Finanzierung einer Steuerschuld könnten grundsätzlich keine Werbungskosten sein sondern sind steuerlich nicht abzugsfähig. Bei Verwendung der Darlehensvaluten für die Einkommensteuernachzahlungen bestünde keine Einkünfteerzielungsabsicht. Damit im Zusammenhang stehende Kosten seien daher auch nicht als Werbungskosten abzugsfähig.

Quelle: Niedersächsisches FG, Urteil vom 27. Februar 2007, 12 K 645/04 und 646/04, LEXinform Nr. 5006447 


